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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
BFS Bundesamt für Statistik
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
SEM Staatssekretariat für Migration
SNB Schweizerische Nationalbank
ALV Arbeitslosenversicherung
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
VDK Konferenz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren
NFP Nationales Forschungsprogramm
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
BIGA Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
MINT Fächer und Berufe aus den Bereichen Mathematik, Informatik,

Naturwissenschaften und Technik.
ArG Arbeitsgesetz
SIF Staatssekretariat für internationale Finanzfragen
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
EntsG Entsendegesetz
IZA Internationale Zusammenarbeit
KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und

-direktoren
VEP Verordnung über die Einführung des freien Personenverkehrs
BAK Bundesamt für Kultur

ONU Organisation des Nations unies
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
OFAS Office fédéral des assurances sociales
OFS Office fédéral de la statistique
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
BNS Banque nationale suisse
AC assurance-chômage
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CDEP Conférence des Chefs des Départements cantonaux de l'Économie

Publique
PNR Programme national de recherche
PME petites et moyennes entreprises
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
MINT Branches et métiers des domaines Mathématiques, Informatique,

sciences Naturelles et Informatique
LTr Loi sur le Travail
SFI Secrétariat d'Etat aux questions financières internationales
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
LDét Loi sur les travailleurs détachés
CI coopération internationale
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CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

OLCP Ordonnance sur l'introduction de la libre circulation des personnes
OFC Office fédéral de la culture
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Chronique générale

Eléments du système politique

Structures fédéralistes

Relations entre la Confédération et les cantons

Mit einem Strauss an Forderungen hatte der Kanton Tessin 2014 auf Probleme
aufmerksam gemacht. Konkret forderte der Südschweizer Gliedstaat in drei
Standesinitiativen eine Aufkündigung des Grenzgängerabkommens und entsprechende
Neuverhandlungen mit Italien (14.302), einen Sonderstatus für Kantone im
Finanzausgleich, die von negativen Auswirkungen der Freizügigkeit aufgrund ihrer
Grenzlage besonders betroffen sind (14.303) sowie eine kantonale Autonomie für die
Festlegung von Höchstzahlen und Kontingenten für Grenzgängerinnen und Grenzgänger
(14.304). Mit dem deutlichen Ja zur Masseneinwanderungsinitiative und der eher
überraschenden Ablehnung des RTVG hatte die Tessiner Bevölkerung ebenfalls ein
Zeichen gesetzt – beide Resultate waren auch als Protestvoten gegen Bundesbern
interpretiert worden. Die Probleme und Sorgen des Südkantons stiessen deshalb
insgesamt auf offene Ohren. 
Allerdings lehnte der Ständerat als Erstrat alle drei in einem Paket diskutierten
Standesinitiativen in der Sommersession ab. Die WAK-SR, die mit dem Geschäft betraut
war, betonte, dass sie die Anliegen des Kantons Tessin sehr ernst nehme. Man habe sich
nicht nur mit einer Delegation des Tessiner Parlaments, sondern auch mit Eveline
Widmer-Schlumpf und Johann Schneider-Ammann getroffen, um sich über die
Probleme in der Südschweiz auszutauschen. Zwar beantragte die Kommission
einstimmig die Ablehnung der drei Standesinitiativen, legte aber gleichzeitig ein
Postulat vor: Der Bundesrat soll aufzeigen, welche auch im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative diskutierten Massnahmen und Handlungsmöglichkeiten
bestehen, um die Probleme im Kanton Tessin zu lindern. Ein Aufruf von Fabio Abate
(fdp, TI), wenigstens bei der Festlegung von Höchstzahlen eine föderalistische Lösung
anzustreben und der letzten der drei Standesinitiativen Folge zu geben, fand immerhin
12 weitere Unterstützer; 22 Nein-Stimmen und drei Enthaltungen versenkten diesen
Vorstoss aber ebenso wie die beiden anderen. Das Postulat wurde freilich – nachdem
es auch von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf positiv hervorgehoben wurde –
angenommen. 1

POSTULAT
DATE: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Politique étrangère

Nationalrat Niklaus Gugger (evp, ZH) forderte den Bundesrat mit seinem Postulat dazu
auf, eine «Strategie der Schweiz für den Umgang mit den afrikanischen Staaten» für
die kommenden zehn Jahren vorzulegen. Der Bundesrat solle einen «Whole of
Government»-Ansatz verfolgen und die Aussenpolitik und Entwicklungszusammenarbeit
mit Aspekten der Steuerpolitik, der Migrations- und Arbeitsmarktpolitik, der Umwelt-
und Klimapolitik sowie der Wirtschaftspolitik verknüpfen. Der Postulant nahm in seiner
Begründung Bezug auf den Aussenpolitischen Bericht 2018, in dem verdeutlicht werde,
dass ein prosperierender afrikanischer Kontinent im Interesse der Schweiz sei. Auch sei
der Fokus auf afrikanische Staaten in der IZA-Botschaft 2021-2024 ein Hinweis darauf,
dass Afrika in Zukunft für die Schweiz an Bedeutung gewinnen dürfte. Während die
Perspektive des EDA in den vorliegenden Berichten omnipräsent sei, bliebe das
Vorgehen der anderen Departemente in Fragen der zukünftigen Afrika-Strategie aussen
vor. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, da im Anschluss an die neue
Aussenpolitische Strategie 2020-2023 mehrere regionale Strategien, unter anderem
auch für Afrika, geplant seien und die Arbeit daran 2020 beginnen werde. 
in der Sommersession 2020 folgte der Nationalrat der Empfehlung der Exekutive und
nahm das Postulat stillschweigend an. 2

POSTULAT
DATE: 19.06.2020
AMANDO AMMANN
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In der Sommersession 2022 schrieb der Nationalrat das Postulat Gugger (evp, ZH), das
eine Strategie der Schweiz für den Umgang mit den afrikanischen Staaten gefordert
hatte, ab. Der Bundesrat hatte in seinem Jahresbericht zu den Motionen und
Postulaten der gesetzgebenden Räte 2021 das Postulatsanliegen als erfüllt betrachtet,
da er dieses in die «Subsahara-Afrika Strategie 2021-2024» aufgenommen hatte. 3

POSTULAT
DATE: 07.06.2022
AMANDO AMMANN

Relations avec l'UE

La conseillère nationale Cesla Amarelle (ps, VD) a déposé un postulat demandant au
Conseil fédéral d’étudier les effets des mesures adoptées le 24 février 2010, mesures
visant à améliorer l’application de la libre circulation des personnes. Le parlement a
soutenu la politicienne vaudoise. Le gouvernement devra donc établir un rapport
notamment sur les mesures de protection contre le dumping social, l’efficacité des
moyens de lutte contre la fraude aux prestations sociale et les mesures concernant le
droit de séjour. 4

POSTULAT
DATE: 27.09.2013
EMILIA PASQUIER

Economie

Politique économique

Situation et politique conjoncturelle

Mit der Überweisung eines Postulats seiner WAK regte der Nationalrat an, das
Instrument der steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreserven für Unternehmen
attraktiver zu gestalten. Die Erfahrung der letzten Rezession hatte gezeigt, dass die
zurückgelegten Gelder weit unter den Erwartungen geblieben waren, und deshalb ihre
Freigabe keine nachhaltigen konjunkturbelebenden Impulse hatte auslösen können. 5

POSTULAT
DATE: 24.03.2000
HANS HIRTER

Trotz der wirtschaftlichen Stagnation und den steigenden Arbeitslosenzahlen blieben
im Berichtsjahr die Rufe nach staatlichen Konjunkturförderungsmassnahmen fast
gänzlich aus. Als sich abzeichnete, dass die auf den Herbst angesagte konjunkturelle
Erholung nicht eintreten würde, reichte die SP-Fraktion im Herbst im Nationalrat zwar
einige Vorstösse für eine Wiederankurbelung der Wirtschaft ein. Gemessen an den
Vorankündigungen in den Medien blieben die Forderungen allerdings bescheiden und
wurden ohne besonderen Nachdruck formuliert. Konkret regte die SP mit Postulaten
(02.3499, 02.3509, 02.3512) ein Programm zur Förderung der beruflichen
Weiterbildung und Umschulung, die Einberufung einer Gesprächsrunde mit Vertretern
von Kantonen und Gemeinden zur Vorbereitung eines Impulsprogramms für den
Wohnungsbau sowie die Verlängerung der Bezugsdauer der Entschädigung für
Kurzarbeit von 12 auf 18 Monate an. Letztere Forderung wurde vom Bundesrat kurz nach
der Einreichung des entsprechenden Postulats erfüllt. Im Oktober gab zudem das EVD
die von den Unternehmen freiwillig angelegten steuerbegünstigten
Arbeitsbeschaffungsreserven frei. Rund 1000 Unternehmen wurden damit ermächtigt,
angesparte Mittel im Umfang von insgesamt 350 Mio Fr. für Investitionen einzusetzen. 6

POSTULAT
DATE: 13.12.2002
HANS HIRTER

Politique structurelle

Les statistiques montrent que les PME forment la colonne vertébrale de l'économie
suisse. Néanmoins, selon Gerhard Pfister (pdc, ZG), le franc fort et la concurrence des
pays émergents mettent les PME, et donc indirectement l'emploi, sous pression. Ainsi, il
a proposé un postulat afin d'évaluer les modalités de lancement d'un fonds de
placement "Swiss Fund" qui permettrait non seulement de soutenir le développement
économique des PME, mais aussi d'offrir des possibilités d'investissements aux milieux
intéressés. D'après l'auteur du postulat, les PME manquent de capitaux pour investir et
garantir ainsi leur pérennité. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'adoption de ce
postulat. Il a affirmé qu'un groupe de travail, composé du Secrétariat d'Etat à
l'économie (SECO), de la BNS, du Secrétariat d'Etat aux questions financières
internationales (SFI), d'economiesuisse, de l'Union suisse des arts et métiers (USAM), de
l'Association suisse des banquiers (ASB) et de Swissmem, se penche déjà sur la situation
du marché du crédit pour les PME depuis 2005. En outre, il estime qu'une telle
intervention étatique dans l'économie privée n'est pas adéquate. En effet, il a rappelé
que la politique industrielle n'est que rarement couronnée de succès. Cependant, le

POSTULAT
DATE: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Conseil national a adopté le postulat par 118 voix contre 69 et 3 abstentions. Les voix de
l'UDC qui ont fait bloc contre ce postulat n'ont donc pas suffi. 7

Ordre économique

Pour relancer l'économie helvétique en période Covid-19, Damian Müller (plr, LU)
souhaitait une campagne de promotion sur le thème «Acheter local pour préserver des
emplois». Il a finalement retiré sa motion.

POSTULAT
DATE: 25.02.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastructure et environnement

Energie

Réseau et distribution

Le Conseil national a transmis un postulat Heim (ps, SO) chargeant le Conseil fédéral de
rapporter sur les causes et les conséquences de la hausse des tarifs de l’électricité
pour les industries consommant d’importantes quantités de courant, ainsi que sur les
mesures susceptibles d’atténuer les effets négatifs de la hausse sur la compétitivité des
entreprises concernées. 8

POSTULAT
DATE: 11.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Politique sociale

Population et travail

Marché du travail

Mit einem überwiesenen Postulat bat Nationalrat Keller (sd, BL) den Bundesrat zu
prüfen, ob die Verordnung über die Berufsbildung dahingehend modifiziert werden
kann, dass die Berufserfahrung berücksichtigt wird, wenn es darum geht, ein altes
durch ein neues Berufsreglement zu ersetzen. Ausgangspunkt des Vorstosses war ein
neues BIGA-Reglement zur Anerkennung des Arztgehilfinnenberufs, welches vorsieht,
dass auch bestandene Berufsleute für die Erlangung des neuen Diploms eine
Zusatzprüfung ablegen müssen. 9

POSTULAT
DATE: 17.06.1994
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Beratung des revidierten Arbeitslosenversicherungsgesetzes
überwies der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner Kommission für Wirtschaft
und Abgaben, welches den Bundesrat bittet, die Arbeitslosenstatistik möglichst rasch
mit Angaben zur Anzahl der Ausgesteuerten und der Sozialhilfebezüger in den Kantonen
und Gemeinden zu ergänzen. Damit sollen die Gesamtausgaben aller öffentlichen
Stellen als Folge der Arbeitslosigkeit besser erfasst werden. 10

POSTULAT
DATE: 08.06.1995
MARIANNE BENTELI

Stillschweigend überwies der Nationalrat ein von 75 Mitunterzeichnern unterstütztes
Postulat Jutzet (sp, FR), welches den Bundesrat bittet, das Problem der Schwarzarbeit
eingehend zu untersuchen und Bericht zu erstatten, welche Massnahmen gegen
Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft zu ergreifen sind. 11

POSTULAT
DATE: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Strahm (sp, BE), welches den Bundesrat
beauftragte, die Möglichkeiten zur Förderung eines zweiten, ergänzenden
Arbeitsmarktes für dauerhaft arbeitslose und erwerbsbehinderte Personen zu prüfen
und dabei insbesondere die bessere Koordination von Arbeitslosenversicherung,
Sozialhilfe und Invalidenversicherung zu prüfen. 12

POSTULAT
DATE: 13.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Im Rahmen der Legislaturplanung 1999-2003 wollte die vorberatende Kommission des
Nationalrates den Bundesrat mit einer Richtlinienmotion beauftragen, dem Parlament
einen umfassenden Bericht über das in der Schweiz in den unterschiedlichsten
Bereichen erbrachte freiwillige und ehrenamtliche Engagement zu unterbreiten. Der
Bundesrat anerkannte die Bedeutung der Freiwilligenarbeit und verwies auf bereits
publizierte Studien des BFS sowie auf die erwarteten Ergebnisse der Volkszählung
2000, in der erstmals eine Frage nach dem Umfang der Hausarbeit und den
ehrenamtlichen Tätigkeiten gestellt wurde. Auf seinen Antrag wurde die Motion lediglich
als Postulat angenommen. Ebenfalls nur als Postulat überwiesen wurde eine Motion Goll
(sp, ZH), die vom Bundesrat verlangte, dem BFS die nötigen Mittel zur Verfügung zu
stellen, um eine Zeitbudgeterhebung zur Evaluation des Zeitaufwandes für unbezahlte
Arbeit durchzuführen. 13

POSTULAT
DATE: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI

Da ihm die darin enthaltenen Forderungen zu weit gingen, lehnte der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) (Geschäft 00.418) ab, die eine breite
Anerkennung der gemeinnützigen Arbeit verlangte (bezahlter Urlaub, Weiterbildung,
System der sozialen Sicherheit, Steuerabzug für persönliche Auslagen). Hingegen nahm
er gegen den Antrag des Bundesrates, der auf den enormen administrativen Aufwand
verwies, knapp ein Postulat seiner WAK an, das die Regierung beauftragte, die
Schaffung gesetzlicher Rahmenbedingungen zu prüfen, damit Steuerabzüge für
Aufwendungen, die durch die Ausübung gemeinnütziger Arbeit entstehen, zugelassen
werden. 14

POSTULAT
DATE: 20.06.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat der liberalen Fraktion an, das den Bundesrat
beauftragt, einen detaillierten Bericht zu erstellen über das Bedürfnis von über 65-
jährigen, selbständig oder unselbständig erwerbenden Personen, auch über das 65.
Altersjahr hinaus berufstätig zu sein; in dem Bericht soll auch die Haltung der
Arbeitgeber zu diesem Thema untersucht werden. 15

POSTULAT
DATE: 20.06.2003
MARIANNE BENTELI

Auf der anderen Seite des Spektrums beschäftigte auch die Jugendarbeitslosigkeit das
Parlament. Kommentarlos – und durch die zustimmende Berichterstattung des
Bundesrates praktisch erledigt – überwies die grosse Kammer ein Postulat Robbiani
(cvp, TI), das die Landesregierung ersucht darzulegen, mit welchen Massnahmen
innerhalb der Bundesverwaltung der Jugendarbeitslosigkeit begegnet wird. 16

POSTULAT
DATE: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Ein Thema, welches die Politik seit längerem beschäftigt, ist die überdurchschnittlich
hohe Jugendarbeitslosigkeit, insbesondere auch beim Übergang von einer Berufs-
resp. Anlehre in die «erwachsene» Arbeitswelt. Die CVP-Fraktion thematisierte dies in
einem Postulat, in welchem sie den Bundesrat um einen entsprechenden Bericht
ersuchte. Da dieser mit dem Anliegen einverstanden war, wurde der Vorstoss
diskussionslos überwiesen. 17

POSTULAT
DATE: 22.06.2007
MARIANNE BENTELI

Mit einem im Einverständnis mit dem Bundesrat überwiesenen Postulat machte
Nationalrat Rennwald (sp, JU) darauf aufmerksam, dass Doping am Arbeitsplatz heute
ein weit verbreitetes Phänomen ist; Arbeitnehmer würden vermehrt zu Schmerzmitteln,
Antidepressiva oder sogar Kokain greifen, um die von ihnen erwartete Leistung zu
erbringen. In seiner Antwort stellte der Bundesrat eine Untersuchung des Seco in den
Jahren 2009-2010 über die Häufigkeit und die Kosten von Stress am Arbeitsplatz in
Aussicht; dabei werde auch der Medikamentenkonsum thematisiert. 18

POSTULAT
DATE: 13.06.2008
MARIANNE BENTELI

Adopté par 110 voix contre 46 au Conseil national, le postulat déposé par Walter Müller
(plr, SG) a été classé. Il demandait d'examiner l'impact des mesures
d'accompagnement à la libre circulation des personnes sur les espaces économiques
transfrontaliers. Il invitait le Conseil fédéral à évaluer les effets des mesures
d'accompagnement pour éviter, à titre de rétorsion, des entraves envers l'économie
helvétique. 
Le Conseil fédéral proposait le rejet du postulat. Il reconnaissait la présence de
problèmes d'exécution suite à l'entrée en vigueur de la loi sur les travailleurs détachés

POSTULAT
DATE: 09.12.2009
DIANE PORCELLANA
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(LDét). S'agissant des difficultés administratives relayées par les entreprises suisses, le
Conseil fédéral cherchait déjà des solutions (Mo. 06.3379). Il envisageait de mener des
discussions bilatérales avec les Etats voisins et d'élaborer une solution fondée sur le
principe de la réciprocité des conditions liées à la libre prestation de services
transfrontalière. 19

Lors de la session d’automne, le Conseil national a transmis un postulat Meier-Schatz
(pdc, SG) portant sur le télétravail. Par ce biais, le Conseil fédéral a été chargé de
présenter un rapport sur les incertitudes juridiques liées à cette forme de travail en
plein essor. 20

POSTULAT
DATE: 28.09.2012
LAURENT BERNHARD

Le Conseil des Etats a transmis au cours de la session d’automne un postulat Keller-
Sutter (plr, SG) ayant pour but une meilleure  exploitation du potentiel de la main-
d’œuvre suisse sur le marché du travail. Par cette décision, le Conseil fédéral a été
chargé de rédiger un rapport consacré aux mesures destinées à promouvoir la
formation professionnelle ainsi qu’une participation accrue des femmes et des
personnes âgées. 21

POSTULAT
DATE: 26.09.2013
LAURENT BERNHARD

Durant la session d’automne, le Conseil national a transmis un postulat Carobbio
Guscetti (ps, TI) au sujet des entreprises sociales. Le texte invite le Conseil fédéral à
rédiger un rapport sur ces entreprises dont le but consiste à réinsérer dans le monde
du travail les personnes sans emploi en leur permettant d'exercer une activité
productive. 22

POSTULAT
DATE: 27.09.2013
LAURENT BERNHARD

Nachdem der Ständerat in der Sommersession 2014 ein Postulat Recordon (gp, VD)
angenommen hatte, muss der Bundesrat prüfen, ob europäische Unternehmen, die
Personal in die Schweiz entsenden, ein Zustelldomizil in der Schweiz haben müssen.
Der Postulant sah in einer hiesigen Adresse für europäische Unternehmen eine
Möglichkeit, wie die in den internationalen Übereinkommen vorgesehene Zustellung der
gefällten Entsendungsentscheide auf diplomatischem Wege umgangen und damit der
Missbrauch im Bereich der Entsendung von Arbeitnehmenden eingedämmt werden
könnte. Da die Zustellung auf diplomatischem Wege aufgrund der zu langen
Zustellungsfristen kaum praktikabel sei, würden viele Ämter ihre Entscheide auf dem
Postweg zustellen. Diese würden – insbesondere im Falle von Bussgeldern – häufig
erfolgreich angefochten, was die Behörden ihrerseits dazu zwänge, den Entscheid
aufzuheben. Der Bundesrat, der sich gegen eine Annahme des Postulats aussprach,
befürchtete seinerseits, dass eine Pflicht zur Begründung einer vorübergehenden
Niederlassung in der Schweiz eine unbegründete und unverhältnismässige
Einschränkung der Personenfreizügigkeit bedeutet und gegen das
Personenfreizügigkeitsabkommen verstosse. 23

POSTULAT
DATE: 16.06.2014
DAVID ZUMBACH

In der Sommersession 2014 überwies der Nationalrat diskussionslos ein Postulat Heim
(sp, SO), das den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zu den Chancen und
Perspektiven älterer Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt zu erarbeiten. Die
Landesregierung soll aufzeigen, welche Massnahmen Bund und Wirtschaft seit 2003
respektive 2006 zur Verbesserung der Chancen älterer Arbeitskräfte ergriffen haben. 24

POSTULAT
DATE: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat erhielt in der Herbstsession durch die ständerätliche Annahme eines
Postulats Rechsteiner (sp, BS) den Auftrag, die Einberufung einer nationalen Konferenz
zum Thema "Ältere Arbeitnehmende" zu prüfen und dabei die Sozialpartner
miteinzubeziehen. 25

POSTULAT
DATE: 21.06.2014
DAVID ZUMBACH
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Der Ständerat überwies in der Herbstsession 2014 seinerseits ein Postulat Graber (cvp,
LU), welches vom Bundesrat die Prüfung eines Konzepts zur Förderung von
Wiedereinstiegerinnen verlangte. Der Ständerat forderte dabei explizit, dass die
Prüfung in Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsverbänden erstellt und bestehende
Initiativen und Programme mitberücksichtigt werden sollten. 26

POSTULAT
DATE: 23.09.2014
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2014 sprach sich der Nationalrat für eine Beschleunigung der
Massnahmen zur Stärkung des inländischen Arbeitskräftepotenzials aus und überwies
diskussionslos ein Postulat der FDP-Die Liberalen-Fraktion. Die Massnahmen in den vier
Handlungsfeldern Höherqualifizierung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie,
Erwerbstätigkeit im Alter und Innovationen waren 2011 im Rahmen der
Fachkräfteinitiative (FKI) lanciert worden. Eine Beschleunigung drängte sich laut der
FDP-Liberale Fraktion auf, weil die Umsetzung der Masseneinwanderungs-Initiative den
bestehenden Fachkräftemangel noch zusätzlich verschärfe. 27

POSTULAT
DATE: 26.09.2014
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 beschloss der Nationalrat, dass der Bundesrat ein
Massnahmenpaket zur Abmilderung der negativen Auswirkungen der
Personenfreizügigkeit in den Grenzkantonen zu erarbeiten hat. Er überwies ein
entsprechendes Postulat Regazzi (cvp, TI) mit 162 zu 6 Stimmen. Der Bundesrat hatte
sich in seiner Stellungsnahme gegen das Ansinnen, das neben Anpassungen in den
Bereichen der Grenzgängerbesteuerung und der Mehrwertsteuer auch eine Stärkung
der kantonalen Kontrollorgane als Teile des Massnahmenpakets vorschlug,
ausgesprochen. Es seien bereits verschiedene Bestrebungen im Gange, so der
Bundesrat weiter. Die wenigen Nein-Stimmen stammten aus den Lagern von SVP und
FDP. 28

POSTULAT
DATE: 24.09.2015
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2015 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, einen Bericht
darüber zu verfassen, wie sich die laufenden Automatisierungsprozesse wie die
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt auswirken. Das diskussionslos gutgeheissene
Postulat Reynard (sp, VS) forderte neben einer nach Beschäftigungsbereichen
gegliederten Chancen-Risiken-Analyse auch, dass untersucht wird, wie sich der Wandel
auf das Sozialversicherungssystem auswirken wird und ob soziale und psychologische
Kosten entstehen werden. 29

POSTULAT
DATE: 18.12.2015
DAVID ZUMBACH

Lors de la session d’hiver 2016 du Conseil des Etats, le postulat déposé par Beat
Vonlanthen (pdc, FR) sur l’économie numérique et marché du travail  a été adopté
comme le préconisait le Conseil fédéral. Avec la révolution numérique, la main-d’œuvre
doit posséder les qualifications nécessaires afin de répondre aux nouvelles exigences
du marché du travail. La crainte est que les personnes moins qualifiées, notamment les
travailleurs plus âgés avec un niveau de formation faible, ne puissent trouver du travail.
Les questions posées demandent si la formation permet d’acquérir les qualifications
nécessaires liées au domaine du numérique.  Conscient des développements, du
potentiel et des conséquences liés à la numérisation, le Conseil fédéral  a informé qu’il
avait demandé un rapport concernant le système de formation dans sa Stratégie «
Suisse numérique » et qu’il transmettrait ultérieurement les informations et
l’avancement des travaux à ce sujet. 30

POSTULAT
DATE: 29.11.2016
DIANE PORCELLANA

Le postulat sur l’environnement de travail inclusif à l’ère de la numérisation déposé
par Pascale Bruderer Wyss (ps, AG) demandait que le Conseil fédéral examine les
opportunités et risques liés à la numérisation et à l’automatisation concernant
l’inclusion professionnelle des personnes en situation de handicap. Il demandait, de
plus, que le Conseil fédéral envisage les mesures à prendre afin d’exploiter les
opportunités et de réduire les risques à ce sujet. Ce dernier recommande le rejet du
postulat. Il est d'avis qu'il  n’est pas opportun d’élaborer un rapport actuellement, étant
donné que des projets et conférences se pencheront sur cette problématique en 2017.
Il y aura notamment la Conférence nationale en faveur de l’intégration des personnes
en situation de handicap sur le marché du travail qui vise l’élaboration d’un plan
directeur afin d’améliorer leur réinsertion. De plus, le Conseil fédéral va présenter un
rapport sur le marché du travail en réponse au postulat de Mathias Reynard (ps, VS)
"Automatisation. Risques et opportunités" (15.3854), en plus de sa Stratégie «Suisse

POSTULAT
DATE: 07.03.2017
DIANE PORCELLANA
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numérique». Lors de la session de printemps 2017, le Conseil des Etats a adopté le
postulat avec 33 voix contre 8. 31

Le Conseil fédéral a demandé de classer le postulat relatif à la Conférence nationale
sur le thème des travailleurs âgés, puisqu'il a organisé, depuis son acceptation, une
rencontre annuelle sur ce thème. Comme l'objectif a été atteint, le postulat a été
classé. 32

POSTULAT
DATE: 08.06.2017
DIANE PORCELLANA

Le postulat déposé par Verena Herzog (udc, TG) demande la simplification et la
modernisation du droit du travail pour améliorer la compétitivité des entreprises du
secteur des services. Le droit du travail est difficilement applicable pour les
entreprises en raison des multiples révisions et ordonnances d'exécution. Le Conseil
fédéral est donc chargé de le simplifier. De plus, il devra présenter un rapport exposant
des mesures qui permettraient un renforcement de la compétitivité du secteur
tertiaire. L'auteure du postulat juge que la loi sur le travail (LTr) est dépassée, du fait du
développement du secteur des services et de l'essor de nouvelles formes de travail. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter ce postulat. Selon lui, au regard des discussions
menées ces dernières années avec les partenaires sociaux et les cantons, il est plutôt
souhaitable d'adapter ponctuellement la loi sur le travail au lieu de procéder à une
révision totale de celle-ci. Le Conseil national a adopté ce postulat par 127 voix contre
60 et 2 absentions, les voix des Verts et des socialistes n'auront pas suffi pour rejeter le
postulat. 33

POSTULAT
DATE: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

Suite au rapport du Conseil fédéral sur l’économie numérique du 11 janvier 2017, Fathi
Derder (plr, VD) demande à ce dernier un rapport explorant les futures professions
émergentes et chiffrant les potentielles créations d’emplois. Il attend également du
Conseil fédéral qu'il expose les moyens pour encourager ces emplois afin de se projeter
sur le long terme. Le Conseil fédéral soutient l’avis de l’auteur, estimant nécessaire,
dans le contexte de la numérisation, que l’économie suisse en exploite les opportunités
pour garantir l’emploi et assurer la prospérité du pays. Il examinera donc les questions
soulevées par le postulat et intégrera les résultats dans le rapport consacré aux risques
et opportunités de la numérisation, qui sera établi en réponse au postulat (15.3854)
déposé par Mathias Reynard (ps, VS). Le postulat Derder a été adopté par le Conseil
national par 120 voix contre 64. 34

POSTULAT
DATE: 18.09.2017
DIANE PORCELLANA

Avec son rapport relatif aux conséquences de la numérisation sur l'emploi et les
conditions de travail, le Conseil fédéral fournit une réponse conjointe au postulat
Derder (plr, VD) et au postulat Reynard (ps, VS). Les futures professions émergeront
dans les secteurs de haute technologie, demandant des profils aux qualifications
élevées. Il détaille également différentes mesures pour encourager ces emplois. Le
postulat a pu donc être classé. 35

POSTULAT
DATE: 05.06.2018
DIANE PORCELLANA

Le groupe libéral-radical a déposé au Conseil national un postulat visant à étudier la
création d'un nouveau statut pour les «travailleurs de plate-forme», personnes
travaillant par l'intermédiaire de plates-formes électroniques, soutenu par le Conseil
fédéral. Ce statut, à mi-chemin entre le salariat et l’indépendance, donnera accès à une
couverture sociale et pourra être choisi pour les nouvelles relations contractuelles. Le
rapport du Conseil fédéral en évaluera les avantages et les inconvénients. De plus, il
présentera des critères pour distinguer ce statut des autres, pour que les intéressées
et intéressés jouissent d'une sécurité suffisante sur le plan juridique et en matière de
planification. Le postulat est finalement adopté au Conseil national. 36

POSTULAT
DATE: 19.09.2018
DIANE PORCELLANA
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Fabio Abate (plr, TI) demande une sanction administrative au lieu d'une sanction pénale
dans l'ordonnance sur l'introduction de la libre circulation des personnes (OLCP), en
cas de violation de l'obligation d'annonce par des employeuses et employeurs suisses
et des prestataires de services indépendants. Dans la loi sur les travailleurs détachés
(LDét), l'infraction à l'obligation d'annonce par les employeuses et employeurs
étrangers est punie par une sanction administrative. Pour les prestataires de services
indépendants et les employeuses  et employeurs suisses, l'OLCP prévoit une sanction
pénale au lieu d'une sanction administrative. Pour le parlementaire, il faut corriger
cette inégalité de traitement dans la poursuite des infractions à l'obligation d'annonce.
Il propose donc de remplacer la sanction pénale par la sanction administrative dans
l'OLCP. Cela permettrait également d'interdire aux entreprises ne payant pas le
montant d'une sanction administrative d'offrir leurs services en Suisse pour une
période d'un à cinq ans. Le Conseil fédéral adhère à l'idée. Le Conseil des Etats adopte
le postulat. 37

POSTULAT
DATE: 19.09.2018
DIANE PORCELLANA

Im Dezember 2019 reichte Nationalrätin Isabelle Chevalley (glp, VD) ein Postulat ein, mit
dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, einen Bericht zu den bereits ergriffenen
Massnahmen zur beruflichen Wiedereingliederung von über 50-jährigen
Arbeitnehmenden sowie zum entsprechenden Verbesserungspotenzial zu erstellen. So
blieben die über 50-jährigen Arbeitslosen am längsten ohne Arbeit, weil ihre
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt durch verschiedene Faktoren wie zum
Beispiel fehlende Weiterbildungen erschwert werde.
In seiner Stellungnahme vom Februar 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen, mit der Begründung, dass sowohl auf nationaler als auch auf kantonaler
Ebene bereits Massnahmen für eine erleichterte Wiedereingliederung der Betroffenen
getroffen worden seien. So habe der Bundesrat Massnahmen im Bereich der
Vermittlung sowie der Aus- und Weiterbildung ergriffen, während die Kantone über
Instrumente verfügten, die über das Arbeitslosenversicherungsgesetz hinausgingen. Im
Dezember 2021 wurde das Postulat abgeschrieben, da Chevalley per Ende November
2021 aus dem Nationalrat ausgeschieden war. 38

POSTULAT
DATE: 18.12.2019
GIADA GIANOLA

Mittels Postulat wollte Bruno Storni (sp, TI) im Mai 2020 den Bundesrat beauftragen, das
Potenzial von Heimarbeit und ihre Auswirkungen auf die Arbeitswelt und den Verkehr
zu prüfen. Zudem sollte er Zukunftsszenarien bezüglich Heimarbeit entwickeln. Die
Corona-Pandemie habe die Nutzung von Homeoffice verstärkt, betonte Storni. Nicht
nur hätten dank Homeoffice die beruflichen Tätigkeiten während des Lockdowns
aufrechterhalten werden können, dies habe auch andere positive Auswirkungen mit
sich gebracht, wie unter anderem die geringere Verkehrsbelastung durch den privaten
sowie den öffentlichen Verkehr, aber auch eine bessere Vereinbarkeit zwischen Beruf
und Familie und tiefere CO₂-Emissionswerte. Um diese positiven Auswirkungen von
Heimarbeit auch in Zukunft zu fördern, sollten Zukunftsszenarien über das
Entwicklungspotenzial von Homeoffice erarbeitet werden. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er plane bereits einen Monitoringbericht über die Entwicklungen der
Digitalisierung des Arbeitsmarktes bis Ende 2022, weshalb es keines weiteren Berichts
bedürfe. Zudem hätten andere Berichte gezeigt, dass die arbeitsrechtlichen
Bestimmungen ausreichten, um Heimarbeit zu regeln. Im Rahmen der Sondersession
2022 lehnte der Nationalrat das Postulat mit 123 zu 66 Stimmen ab. 39

POSTULAT
DATE: 04.05.2020
GIADA GIANOLA

Im Zusammenhang mit der Beratung der «BFI-Botschaft 2021-2024» wurde das
Postulat Vonlanthen (mitte, FR) zur digitalen Wirtschaft und dem Arbeitsmarkt im Juni
2020 vom Ständerat abgeschrieben. 40

POSTULAT
DATE: 17.06.2020
GIADA GIANOLA

Nadine Masshardt (ps, BE) souhaitait que le Conseil fédéral élabore un rapport sur le
potentiel de création d'emplois en Suisse découlant de la promotion des énergies
renouvelables et l'efficacité énergétique. L'analyse devait permettre d'identifier où se
situait à long terme, le plus fort potentiel de création d'emploi sur le marché suisse en
fonction de la forme d'énergie. Le Conseil fédéral a proposé d'accepter le postulat.
Après avoir été combattu par Christian Imark (udc, SO), il a été adopté par le Conseil
national par 126 voix contre 52 et 1 abstention. 41

POSTULAT
DATE: 10.09.2020
DIANE PORCELLANA
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Le Conseil fédéral  a examiné la possibilité de convertir les sanctions pénales prévues
en cas de violation de l'obligation d'annonce – à laquelle sont soumis les travailleurs
étrangers – en sanctions administratives. La CCDJP, la CDEP, la Conférence des
procureurs suisses (CPS), l'Association des services cantonaux de migration (ASM) et
l'Association des offices suisses du travail (AOST) sont favorables à une harmonisation
des sanctions, mais souhaitent qu’elle soit élargie à la procédure d’annonce de
l’embauche de réfugié.e.s reconnu.e.s ou de personnes admises à titre provisoire. 
Entre-temps, le Conseil fédéral a également été chargé – dans le cadre du postulat
(18.4100) – d'analyser comment introduire dans le droit suisse un régime général de
sanctions administratives pécuniaires. Favorable à une uniformisation des sanctions, le
Conseil fédéral souhaite attendre les discussions menées à ce sujet au Parlement avant
de décider une harmonisation des sanctions. 42

POSTULAT
DATE: 20.10.2020
DIANE PORCELLANA

Ein von Ständerätin Maya Graf (gp, BL) eingereichtes Postulat wollte den Bundesrat
beauftragen, einen Bericht über die Auswirkungen der Corona- sowie der Klima-Krise
und der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und auf die Berufsbildung auszuarbeiten
und Perspektiven für eine innovative berufliche Entwicklung aufzuzeigen. Eine weitere
zentrale Frage des Postulats war zudem, inwiefern die Energiewende oder Initiativen
wie «Digitale Schweiz» und «Berufsbildung 2030» zusammen mit den Kantonen
weiterentwickelt werden könnten. Laut Graf stellten die aktuellen Entwicklungen eine
grosse Herausforderung für den schweizerischen Arbeitsmarkt dar, weshalb aktuelle
und schweizweit vergleichbare Daten über die Entwicklung der Arbeitsverhältnisse
sowie eine Prognose zur Integration der vorhandenen Ausbildungsangebote in die
Entwicklung neuer Berufsfelder nötig seien. 
In seiner Stellungnahme zählte der Bundesrat seine bisherigen Möglichkeiten zur
Reaktion auf die genannten Probleme auf – unter anderem auf die Nationalen
Forschungsprogramme (NFP) und auf seine Optionen aufgrund der Einbindung in die
UNO und die OECD – und strich die bisher erfolgreiche Reaktion der Schweizer
Wirtschaft auf den Strukturwandel hervor. Aus diesen Gründen empfahl er, das Postulat
abzulehnen. Nachdem die Postulantin sowie Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) ihre
Positionen in der Sommersession 2021 noch einmal dargelegt hatten, nahm der
Ständerat das Postulat knapp mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 43

POSTULAT
DATE: 18.03.2021
GIADA GIANOLA

Puisque l'objectif du postulat visant une harmonisation des procédures en cas de
violation de l'obligation d'annonce est estimé «atteint», le Conseil des Etats a classé le
postulat.

POSTULAT
DATE: 08.06.2021
DIANE PORCELLANA

Das im Juni 2019 von Nationalrätin Ada Marra (sp, VD) eingereichte Postulat
«Neuregelung der Finanzierung der Integration in den Arbeitsmarkt» wurde am 18.
Juni 2021 abgeschrieben, da es nicht innert zwei Jahren im Nationalrat behandelt
wurde. Mit dem Postulat wollte Nationalrätin Marra den Bundesrat beauftragen,
mögliche Massnahmen zur Förderung und Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen
Invalidenversicherung (IV), Arbeitslosenversicherung (ALV), Sozialhilfe und Berufsbildung
zur Integration der Arbeitslosen zu prüfen. Es sei an der Zeit, über einen vereinfachten
und universellen «Marshall-Plan» für die Weiterbildung und die berufliche Integration
nachzudenken, da oft verschiedene Institutionen dieselben Leistungen anbieten
würden, aber zu unterschiedlichen Bedingungen. In seiner Stellungnahme hatte der
Bundesrat die Notwendigkeit einer guten Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen
Institutionen anerkannt, weshalb er dieses Thema im Rahmen der interinstitutionellen
Zusammenarbeit (IIZ) mit einer Reihe von Projekten bearbeite. Folglich hatte er das
Postulat zur Ablehnung empfohlen. 44

POSTULAT
DATE: 18.06.2021
GIADA GIANOLA

Als Alternative zur parlamentarischen Initiative von Nationalrat Andri Silberschmidt (fdp,
ZH; Pa.Iv. 21.422) verfasste die Mehrheit der WAK-NR im November 2021 ein Postulat für
eine bessere Übereinstimmung der Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse der
Wirtschaft und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Eine
Kommissionsminderheit Aeschi (svp, ZG) beantragte die Ablehnung des Postulats,
während eine Kommissionsminderheit Schneeberger (fdp, BL) statt des eigenen
Vorstosses die Initiative Silberschmidt bevorzugte. In seiner Stellungnahme beantragte
der Bundesrat, das Postulat abzulehnen. Er zählte zahlreiche bereits existierende
Projekte, Berichte und Prüfaufträge auf und erachtete weitere Massnahmen als unnötig.

POSTULAT
DATE: 08.03.2022
GIADA GIANOLA

01.01.65 - 01.01.23 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



In der Frühjahrssession 2022 setzte sich der Nationalrat mit dem Postulat auseinander.
Kommissionssprecherin Sophie Michaud Gigon (gp, VD) betonte, dass es in vielen
Branchen einen Mangel an qualifizierten Arbeitskräften gebe. Zur Förderung der
Wirtschaft brauche es daher Instrumente gegen diese «Diskrepanz» zwischen Angebot
und Nachfrage. In der Folge nahm der Nationalrat das Postulat gegen den Willen der
SVP-Fraktion und einzelner Mitglieder der FDP.Liberalen- und Mitte-Fraktion mit 118 zu
57 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 45

Im Mai 2020 reichte Nationalrätin Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ein Postulat
ein, mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, die «Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]Infrastrukturen zu untersuchen» und «die positiven
Auswirkungen dieser neuen Arbeitsformen auf die Gemeinschaft zu implementieren».
So habe der Corona-bedingte Lockdown die Mobilität stark verändert, diese
Veränderungen seien nun eine Möglichkeit, die Zunahme der Mobilität durch Telearbeit
zu bremsen. Entsprechend sollten die zur Umsetzung dieser neuen Arbeitsformen
nötigen Rahmenbedingungen geschaffen und die dafür nötige Infrastruktur optimiert
werden. Schliesslich forderte sie auch eine Untersuchung der Folgen für die
Gesellschaft. 
Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen und verwies stattdessen auf einen
«Monitoringbericht über die relevanten Entwicklungen im Kontext der Digitalisierung
des Arbeitsmarktes». Er befürworte zwar flexible Arbeitsformen, für welche Arbeiten
diese angebracht sind, müssten jedoch die Arbeitgebenden entscheiden. 
Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem
Vorstoss. Postulantin Pasquier-Eichenberger betonte in der Debatte, dass es nicht nur
nötig sei, die Auswirkungen der digitalen Veränderungen auf den Arbeitsmarkt zu
untersuchen, sondern auch diejenigen auf die Infrastruktur und die Mobilität.
Entsprechende Untersuchungen würden jedoch bereits in den Verkehrsperspektiven
2050 vorgenommen, erwiderte Bundesrat Guy Parmelin. Mit 93 zu 93 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und Stichentscheid von Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) nahm der
Nationalrat die Motion an. Unterstützt wurde sie von der SP-, der Mitte- und der
Grünen-Fraktion. 46

POSTULAT
DATE: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Im Mai 2020 forderte Nationalrat Piero Marchesi (svp, TI) in einem Postulat die
Ausarbeitung einer Strategie, um die Abhängigkeit des schweizerischen Gesundheits-
und Sozialsektors von ausländischen Arbeitskräften zu beenden. Die Covid-19-
Pandemie habe diese «gefährlich[e], und auch nicht normal[e]» Abhängigkeit
aufgezeigt. Dem soll dadurch entgegengewirkt werden, dass das Interesse von
Jugendlichen an den entsprechenden Berufen gesteigert, die Arbeitsbedingungen
verbessert und Karrieremöglichkeiten geschaffen werden. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er nehme bereits entsprechende Massnahmen zur Attraktivitätssteigerung
der Berufe im Gesundheits- und Sozialbereich vor. 
In der Sondersession 2022 lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 102 zu 50 Stimmen
(bei 35 Enthaltungen) ab. Während die SVP-Fraktion für Annahme des Postulats
stimmte, enthielt sich die SP-Fraktion mehrheitlich der Stimme. Zuvor hatte Bundesrat
Guy Parmelin (svp VD) darauf verwiesen, dass der Bund mit der Umsetzung der
Pflegeinitiative weitere Massnahmen zur Steigerung der Attraktivität der
entsprechenden Berufe einführen werde. 47

POSTULAT
DATE: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Im Juni 2022 schrieb der Nationalrat das Postulat der FDP.Liberalen-Fraktion für einen
neuen Status für «Plattformarbeitnehmende» ab. Damit folgte der Rat einer
Empfehlung des Bundesrates, der die Motion in seinem im März 2022 verabschiedeten
Bericht über die Motionen und Postulate 2022 als erfüllt erachtet hatte. 48

POSTULAT
DATE: 07.06.2022
GIADA GIANOLA

Im September 2020 reichte Gabriela Suter (sp, AG) ein Postulat ein, gemäss dem der
Bundesrat prüfen sollte, mit welchen rechtlichen Massnahmen die
Einflussmöglichkeiten des Bundes beim Erwerb oder Verkauf von
arbeitsmarktrelevanten Unternehmen verstärkt werden könnten. Konkret sollte er
damit, wie in anderen europäischen Staaten bereits möglich, den Erhalt von
Arbeitsplätzen in der Schweiz ermöglichen können. 
In seiner Stellungnahme vom November 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
GIADA GIANOLA
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abzulehnen. Er fürchtete, dass eine Verstärkung staatlicher Einflussmöglichkeiten zu
einem Attraktivitätsverlust der Schweiz führen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze
erschweren könnte. Hingegen sei er dabei, gesetzliche Grundlagen zur Kontrolle
ausländischer Investitionen zu schaffen, wie es die Motion Rieder (mitte, VS; Mo.
18.3021) gefordert hatte. 
Zwei Jahre nach Einreichung zog Suter ihr Postulat in der Herbstsession 2022
kommentarlos zurück. 49

Salaires

Lors de la session d’hiver, le Conseil national a en outre approuvé, par 161 voix contre
28, un postulat Favre(plr, NE) chargeant le Conseil fédéral d’examiner l’évolution du
marché du travail frontalier et ses conséquences sur le niveau des salaires. 50

POSTULAT
DATE: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Relations collectives du travail

Der Nationalrat stimmte diskussionslos einem Postulat Fehr (sp, SH) zu, das vom
Bundesrat eine jährliche, nach Kantonen differenzierte Berichterstattung über den
Vollzug der flankierenden Massnahmen verlangt. Diese flankierenden Massnahmen sind
schweizerisches Recht und gelten daher für im Ausland ansässige
Personalverleihungsfirmen nicht. Deren Tätigkeit ist in der Schweiz zwar grundsätzlich
verboten, kann von den Kantonen jedoch in bestimmten Fällen erlaubt werden. Obwohl
diese Regelung für Ausnahmefälle geschaffen wurde, bei denen in der Schweiz gar kein
geeignetes Personal rekrutierbar ist (z.B. für hochspezialisierte Reinigungs- und
Wartungsarbeiten in Kernkraftwerken), bestand die Gefahr, dass diese Bestimmung in
Zukunft zur Umgehung der flankierenden Massnahmen ausgenutzt werden könnte. Der
Nationalrat überwies deshalb einstimmig und im Einvernehmen mit dem Bundesrat eine
Motion Gysin (fdp, BL) (Geschäft: 04.3712) für eine Aufhebung dieser
Ausnahmeregelung; die kleine Kammer schloss sich diesem Entscheid an. 51

POSTULAT
DATE: 16.12.2005
HANS HIRTER

Protection des travailleurs

Pascal Bruderer Wyss (ps, AG) demande un rapport au Conseil fédéral en vue
d'améliorer la protection sociale des indépendants travaillant à la tâche et d'analyser
comment les entreprises plateformes pourraient y contribuer. Les indépendants ou les
personnes employées à temps partiel, effectuant des courtes missions proposées par
ces entreprises en plein essor, sont de moins en moins protégés contre les risques
sociaux. Pour y remédier, le Conseil fédéral propose d'accepter le postulat. Le Conseil
des Etats suit cette proposition. 52

POSTULAT
DATE: 12.12.2018
DIANE PORCELLANA

Le postulat, déposé par Yannick Buttet (pdc, VS), puis repris par Benjamin Roduit (pdc,
VS), porte sur la lutte contre le dumping social et salarial. Le Conseil fédéral est chargé
d'examiner les mesures prises par les Etats membres de l'UE en application de la
directive sur les travailleurs détachés et de les mettre en parallèle avec les mesures
d'accompagnement prises en Suisse dans le cadre de l'accord sur la libre-circulation
des personnes. Les parlementaires valaisans doutent de l'application des directives
européennes par les Etats membres.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. D'une part, une nouvelle directive
concernant le détachement de travailleurs a été élaborée par la Commission
européenne afin d'en améliorer l'exécution. Elle rédige actuellement un premier
rapport d'évaluation de la mise en œuvre dans les Etats membres. Ainsi, le rapport
pourra être utilisé comme base de comparaison. D'autre part, le Conseil fédéral
rappelle que les prescriptions de l'UE ont été respectées lors de sa réponse au postulat
Müller (07.3901). Finalement, la comparaison est rendue difficile en raison de l'unicité
de l'approche suisse, caractérisée par une exécution duale reposant sur une
participation déterminante des partenaires sociaux, et de la reprise partielle des
dispositions relatives à la libre prestation de services.
Lors du passage au Conseil national, le postulat est adopté par 142 voix contre 37 et 5
abstentions. Le Conseil fédéral devra donc procéder à la comparaison. 53

POSTULAT
DATE: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA
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Im Oktober 2021 erschien der Bericht des Bundesrates in Erfüllung des Postulates
Bruderer Wyss (sp, AG) über die Flexibilisierung des Sozialversicherungsrechtes, auch
Flexi-Test genannt. Dabei wurde im Bericht geprüft, ob es nötig sei, das
Sozialversicherungsrecht zu flexibilisieren, zudem wurden die Vor- und Nachteile
konkreter Flexibilisierungsmöglichkeiten dargestellt. Der Bericht beschränkte sich
jedoch auf die in der Schweiz noch wenig verbreitete Form der Plattformarbeit, welche
der Bericht unter anderem darüber definiert, dass drei Parteien vorhanden sind –
Plattformbetreibende, Plattformbeschäftigte und Auftraggebende –, wobei die
Auftraggebenden die Plattformbeschäftigten über die Plattform kurzfristig und
«ausserhalb herkömmlicher Betriebsstrukturen» mit einzelnen Aufträgen betrauen.
Diese Arbeitsform eröffne nun den «Erwerbstätigen bezüglich der sozialen Absicherung
neue Chancen und Risiken», wurde im Bericht erklärt. 

Zuerst ging der Bericht auf den in der Schweiz bestehenden rechtlichen Rahmen der
Sozialversicherungen ein. Demnach kann sich das aktuelle Sozialversicherungssystem
den neuen Arbeitsformen anpassen und ist entsprechend flexibel. Gerade die
Unsicherheit über die Frage, ob eine Tätigkeit auf einer Arbeitsplattform selbständig
oder unselbstständig ist, und die damit verbundenen langen Wartefristen führten
jedoch zu Problemen. Zudem habe eine «Neueinstufung der Plattform als Arbeitgeberin
statt als einfache Vermittlerin beträchtliche finanzielle Auswirkungen». Hingegen könne
ein fehlender oder teilweiser Sozialversicherungsschutz bei Anstellungen mit kleinem
Pensum sowie bei Nebentätigkeiten sinnvoll sein, da sie einen Verbleib oder Einstieg in
die Erwerbstätigkeit ermöglichten. Dennoch solle eine Anbindung dieser Personen an
die zweite Säule geprüft werden. 54

POSTULAT
DATE: 27.10.2021
GIADA GIANOLA

Im Juni 2022 wurde das Postulat Bruderer Wyss (sp, AG), das den Bundesrat
beauftragen wollte, die soziale Absicherung selbständiger Erwerbstätiger bei
Plattformunternehmen zu prüfen, vom Ständerat abgeschrieben. Damit folgte der Rat
einer Empfehlung des Bundesrates, der die Abschreibung in seinem Bericht über die
Motionen und Postulate 2022 empfohlen hatte, da er das Anliegen aufgrund des im
Oktober 2021 publizierten Berichts als erfüllt erachtete. 55

POSTULAT
DATE: 04.03.2022
GIADA GIANOLA

Nachdem der Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulates Roduit (mitte, VS), der
eine Prüfung der Massnahmen der Schweiz und der EU-Mitgliedstaaten zur
Bekämpfung von Sozial- und Lohndumping verlangt hatte, publiziert hatte, wurde das
Geschäft in der Sommersession 2022 vom Nationalrat abgeschrieben. Der Bundesrat
hatte das Postulat in seinem Bericht über die Motionen und Postulate 2022 als erfüllt
erachtet und die Abschreibung beantragt. 56

POSTULAT
DATE: 07.06.2022
GIADA GIANOLA

Assurances sociales

Assurance-invalidité (AI)

Die Auswirkungen des stufenlosen Rentensystems, wie es in der Weiterentwicklung der
IV geschaffen worden war, auf die Erwerbstätigkeit wollte Barbara Gysi (sp, SG) in
einem Bericht analysiert haben. Falls nur schwache Auswirkungen sichtbar würden,
solle der Bundesrat überdies die noch verbleibenden Hindernisse zu einer Steigerung
der Erwerbstätigkeit identifizieren, forderte sie. 
Nachdem Thomas de Courten (svp, BL) das Postulat im März 2022 bekämpft, diese
Bekämpfung aber im Mai zurückgezogen hatte, nahm der Nationalrat das Postulat Ende
der Sommersession 2022 stillschweigend an. 57

POSTULAT
DATE: 17.06.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Assurance-chômage

Der Nationalrat überwies ein Postulat Langenberger (fdp, VD), welches anregt, dass
junge Leute, welche eine Anlehre absolviert haben, bei der Arbeitslosenentschädigung
den Lehrlingen gleichgestellt werden, die direkt nach ihrer Ausbildung keine Stelle
finden. Heute ist es so, dass Lehrlinge in diesem Fall 127 Fr. pro Tag erhalten, während
Angelernten nur 40 Fr. pro Tag ausbezahlt werden. Da beide Personenkategorien dem
Bundesgesetz über die Berufsbildung unterstellt sind, befand die Postulantin, diese
Ungleichbehandlung sei stossend. 58

POSTULAT
DATE: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

Groupes sociaux

Politique d'asile

En septembre 2015, le député Pfister (pdc, ZG) avait déposé un postulat visant à
améliorer l'intégration sur le marché du travail des refugiés reconnus et des étrangers
admis provisoirement. Celui-ci exigeait du Conseil fédéral un rapport présentant les
possibilités de mises en oeuvre de mesures permettant de mieux exploiter le potentiel
de la main d'oeuvre en Suisse. Le député y voit un moyen d'améliorer l'intégration des
réfugiés reconnus et des admis provisoires et également une solution pour empêcher
qu'ils dépendent de l'aide sociale. Le démocrate chrétien va même plus loin, en
demandant aux sept sages d'examiner les possibilités d'accès aux apprentissages pour
les requérants d'asile. Lors du débat au Conseil national, à la session de printemps
2016, le projet a rencontré des oppositions, notamment du côté du camp agrarien. Les
adversaires du postulat craignent un favorisation des étrangers face aux chômeurs
suisses et une augmentation de l'attractivité de la Suisse pour les demandeurs d'asile.
Ils argumentent aussi que l'argent gagné par les étrangers serait envoyé dans leur pays
d'origine, ce qui aurait pour conséquence de permettre à plus de personnes de venir
en Suisse. Selon Luzi Stamm (udc, AG), la situation deviendrait alors très vite hors de
contrôle. Le Conseil Fédéral, représenté par la ministre de la Justice et Police (DFJP)
Simonetta Sommaruga (ps, BE), est lui en faveur du postulat. Le projet est selon les sept
sages en accord total avec la dernière révision de la loi sur l'asile, à savoir des
procédures plus rapides pour déterminer plus vite qui doit partir et qui doit rester, ce
qui permet un meilleur traitement et une meilleure intégration des personnes
autorisées à rester sur le territoire suisse.Plusieurs projets pilotes ont d'ailleurs été
lancés à ces fins. La chambre basse a suivi l'avis du Conseil fédéral à 119 voix contre 59,
avec 8 abstentions. 59

POSTULAT
DATE: 03.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

La commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) a déposé en avril
2017 un postulat visant à explorer les diverses mesures pouvant faciliter une intégration
sur le marché du travail des réfugiés reconnus et des personnes admises à titre
provisoire. Ce postulat s'inscrit dans le cadre de la motion 17.3270, qui vise une
modification du statut de l'admission provisoire. Suite au débat de cette motion en juin
2017, le postulat a été accepté à l'unanimité sans débat. 60

POSTULAT
DATE: 12.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Im Rahmen der Beratung zum Bericht über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2021
ein Postulat Pfister (cvp, ZG) als erfüllt ab, das einen Bericht zur Frage gefordert hatte,
wie man die Arbeitsmarktintegration von anerkannten Flüchtlingen und vorläufig
Aufgenommenen verbessern könnte. Der Bundesrat hatte die Abschreibung des
Postulats beantragt mit dem Vermerk, dass dem Anliegen mit dem Bericht zur
Integrationsagenda aus dem Jahr 2018 und dem im Jahr darauf folgenden
bundesrätlichen Entscheid zur Umsetzung der Agenda sowie zur Erhöhung der
Integrationspauschale bereits Rechnung getragen worden sei. Pfister hatte ebenfalls
gefordert, dass Asylsuchende sogleich nach Verteilung auf die Kantone einer Arbeit
nachgehen können sollen. Diesbezüglich hatte der Bundesrat darauf hingewiesen, dass
die Restrukturierung des Asylsystems mit den beschleunigten Asylverfahren hier bereits
entgegenwirke, da seither eine geringere Anzahl an Asylsuchenden überhaupt an die
Kantone zugewiesen und Entscheide früher getroffen würden. Ferner sei mit besagter
Asylgesetzrevision auch das während des ersten halben Jahrs nach Einreise bestehende
Arbeitsverbot aufgehoben worden. 61

POSTULAT
DATE: 10.06.2021
MARLÈNE GERBER
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Ende April 2022 lancierte die WBK-NR ein Postulat, welches darauf abzielte,
Kompetenzen von Geflüchteten zu erfassen. Der Bundesrat solle in einem Bericht
aufzeigen, wie momentan das Bildungsniveau und Bildungspotenzial von geflüchteten
Personen dokumentiert wird und wo allfällige Lücken in der Aufnahme dieser Daten
bestehen. Nach momentanem Stand werde bei der Ankunft in der Schweiz der
Bildungsstand durch das SEM nicht erhoben und auch die entsprechenden Daten der
Kantone seien lückenhaft, argumentierte die Kommission. In seiner Stellungnahme
erwiderte der Bundesrat, dass man sich bereits mit der effektiven Nutzung und
Förderung der Kompetenzen von geflüchteten Personen beschäftige. Das SEM
untersuche konkret, welche bildungsrelevanten Faktoren von Geflüchteten wie erfasst
werden. Die Regierung beantragte folglich die Ablehnung des Postulats. Eine ebenfalls
ablehnende Kommissionsminderheit Keller (svp, NW) fügte an, die Integration
geflüchteter Personen sei Sache der Kantone und Gemeinden, weshalb es Sinn ergebe,
allfällige demografische Daten auf jenen Ebenen zu erheben. In der Herbstsession 2022
nahm der Nationalrat das Postulat mit 126 zu 58 Stimmen bei einer Enthaltung an,
wobei sich lediglich die geschlossene SVP-Fraktion und einer Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion dagegen positionierten. 62

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Femmes et politique de parité

Der Nationalrat nahm in der Herbstsession 2022 ein Postulat seiner WBK für einen
Bericht und eine Strategie zur Steigerung des Frauenanteils in MINT-Berufen in
Erfüllung einer Petition (Pet. 21.2039) aus der letztjährigen Frauensession an. Weiterhin
seien Frauen in MINT- und vorrangig Informatikberufen im internationalen Vergleich
unterrepräsentiert, was sich auch nach Massnahmen seitens des Bundes im letzten
Jahrzehnt kaum verändert habe. Konkret forderte der Vorstoss den Bundesrat auf,
einen Bericht mit quantitativen Zielen und der Evaluation bestehender und neuer
Massnahmen auf kantonaler und Bundesebene zur Steigerung des Frauenanteils in
MINT-Berufen zu verfassen. Durch die vermehrte Einbindung von Frauen in MINT-
Berufe könne unter anderem dem ausgeprägten Fachkräftemangel in dieser Branche
gegengesteuert und der Wirtschaftsstandort Schweiz auch in Zukunft gestärkt werden.
Der Bundesrat hatte entgegnet, dass insbesondere auf der Sekundarstufe II und auf
Tertiärstufe bereits viele Massnahmen ergriffen worden seien. Auch werde die
Chancengleichheit schon in einem ausreichenden Ausmass im Rahmen des
Bildungsmonitorings analysiert, weshalb der geforderte Bericht nicht nötig sei.
Entgegen der Empfehlung des Bundesrats stärkte die Nationalratsmehrheit ihrer WBK
den Rücken. Der Vorstoss wurde mit 114 zu 64 Stimmen bei 10 Enthaltungen von den
geeinten Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen mit Unterstützung aus
den Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen angenommen. Lediglich die SVP-
Fraktion lehnte das Postulat geschlossen ab. Die FDP.Liberale-Fraktion zeigte sich
gespalten. 63

POSTULAT
DATE: 30.06.2022
VIKTORIA KIPFER

Personnes handicapés

Selon la conseillère aux Etats Pascale Bruderer Wyss (ps, AG), la Confédération a encore
beaucoup à faire en matière d'intégration des personnes handicapées sur le marché du
travail. Lors de la défense de son postulat, elle a souligné que l'embellie financière
connue dernièrement par l'AI provenait principalement d'un durcissement de l'accès
aux rentes. C'est pour cette raison qu'elle appelle le Conseil fédéral à examiner la
possibilité d'une conférence nationale en faveur de l'insertion sur le marché du travail
des personnes handicapées, à l'instar de la conférence sur les places d'apprentissage
mise en place il y a quelques années par la Confédération, alors en pleine pénurie de
places d'apprentissage. L'intégration sur le marché du travail est, selon la socialiste,
une mesure phare non seulement pour l'intégration sociale et économique des
personnes handicapées, mais aussi en regard de la pénurie de main d’œuvre qualifiée.
Le postulat a été accepté à l'unanimité par la chambre haute, après avoir été adoubé
par le Conseil fédéral, dont les grandes lignes de la réforme de l'assurance-invalidité
comprennent l'encouragement de l'intégration professionnelle. 64

POSTULAT
DATE: 19.03.2015
SOPHIE GUIGNARD
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Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Culture, langues, églises

Ständerätin Marianne Maret (mitte, VS) forderte im März 2021 in einem Postulat vom
Bundesrat, den Bericht von 2007 über die soziale Sicherheit der Kulturschaffenden in
der Schweiz zu aktualisieren und Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Die
laufende Pandemie habe aufgezeigt, in welch prekärer Lage sich viele Kulturschaffende
befänden, wobei Freischaffende sowie Personen mit befristeten Anstellungen ganz
besonders betroffen seien, erörterte die Mitte-Ständerätin. Dem stimmte auch
Bundesrat Alain Berset – welcher die Annahme des Postulates beantragte – zu, wobei er
betonte, dass die Pandemie diesen Umstand nicht verursacht habe. Vielmehr liege die
Problematik im Schweizer Sozialversicherungssystem, welches nicht auf flexible
Arbeitsverhältnisse, wie sie im Kultursektor dominieren, ausgerichtet sei. Dies führe zu
einem ungenügenden Schutz der Betroffenen. In Zukunft werde es das Ziel sein, das
System der Realität der Bevölkerung anzupassen und Lücken in der Sozialversicherung
zu schliessen. Die Erarbeitung dieses Berichts würde auf dem Bericht des BFS von
Oktober 2020 basieren und würde vom BAK übernommen, wobei dieses eng mit dem
BSV und dem SECO zusammenarbeiten würde, wie es bereits 2007 der Fall gewesen sei.
Das Postulat wurde im Ständerat stillschweigend und ohne weitere Diskussionen
angenommen. 65

POSTULAT
DATE: 18.03.2021
SARAH KUHN
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